
18.04.2008 Leistungsschau Berglen
10jähriges BDS-Jubiläum in Berglen-
Oppelsbohm um 18 Uhr.

19.04.2008 Landeshauptausschuss
zum Thema Energiepolitik in Schwäbisch 
Gmünd, Congresscentrum.

19.04.2008 Junge Liberale BaWü
Landeskongress Juli-Landesverb. in HN 

21.04.2008 �Veranstaltung zur  
Energieversorgung 

Um 19.00 Uhr in der Winterbacher Kelter 
(siehe Einladung auf Seite 3) 

21. - 25.04.2008 Bundestag Berlin
Sitzungswoche

Termine
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Die Mitte schrumpft. Das Deutsche Institut 
für Weltwirtschaft (DIW) hat in seinem Wo-
chenbericht 10/2008 festgestellt: In den 80er 
Jahren betrug der Anteil der Mittelschicht in 
Deutschland 64%, nur je 18% gehörten zur 
einkommensstarken bzw. armutsgefährde-
ten Schicht. Bis heute ist dagegen der Anteil 
der Mittelschicht um zehn Prozentpunkte 
gesunken! Der Anteil der Gutverdiener stieg 
entgegen den Unkenrufen der Linken nur 
Geringfügig auf etwas über 20%. Doch die ar-
mutsbedrohte Unterschicht wuchs um mehr 
als 7 Prozentpunkte an und stellt heute über 
ein Viertel der Bevölkerung! 

Diese DIW-Untersuchungen machen nach-
denklich und beschäftigten die FDP-Bundes-
tagsfraktion auf der letzten Klausurtagung 
am 6./7.4.08 in Berlin.

Wie konnte das passieren? Haben wir nicht 
seit bald einem Jahrzehnt ununterbrochen 
die SPD an der Macht, die kräftig aufs Umver-
teilen setzt und vor allem behauptet, sich um 
die schlechter gestellten kümmern zu wol-
len? Tun nicht in der Öffentlichkeit, vielfach 
die Medien, Wohlfahrtseinrichtungen oder 
linke Kräfte in CDU, SPD oder bei den Grünen 
alle so, als sei soziale Umverteilung das All-
heilmittel gegen die Entwicklung? Und um-
gekehrt die FDP mit ihrem liberalen Ansatz 
sei die „Partei der sozialen Kälte“?

Die Zahlen machen ganz deutlich: Die Um-
verteilungspolitik ist asozial. Sie schwächt 
diejenigen, die den Wohlstand erwirtschaf-
ten: Die Mittelschicht. Das ist keine gute Bi-
lanz. Seit die FDP nicht mehr an der Regie-
rung beteiligt ist schwindet die Mitte - und 
die notwendigen gesellschaftlichen Verbin-
dungsstränge werden weniger.

CDU/CSU und SPD haben 2007 die größte 
Steuererhöhung der Geschichte der Bun-
desrepublik beschlossen. Gerade mit der 
Erhöhung der Mehrwertsteuer ist das Le-
ben für alle teurer geworden. Eine durch-
schnittliche vierkºpĹge Familie hatte im ver-

Die vergessene Mitte
gangenen Jahr rund 1600 Euro weniger zur 
Verfügung als im Vorjahr. Darum haben die 
Menschen zu Recht das Gefühl, dass sie vom 
Aufschwung nicht proĹtieren. Es ist unfair, 
wenn immer mehr Menschen immer weni-
ger netto übrig bleiben, weil der Staat immer 
mehr Geld ausgibt. Fair ist, wenn Leistung sich 
lohnt und Fleiß sich auszahlt. Es gibt eine Ge-
rechtigkeitslücke in unserem Land. Sie wur-
de von der Regierung in weiten Teilen selbst 
gemacht.

Wohin ĺieÇt das Geld, das die Regierung von 
der Mittelschicht abschöpft? Nur zwei klei-
ne Beispiele: 

ï 187 Millionen Euro gibt Deutschland in 
diesem Jahr für Entwicklungshilfe an Chi-
na aus. Eine größere Stadt wie etwa Ulm ar-
beitet ungefähr ein komplettes Jahr für diese 
Summe, die die Bundesregierung dann an-
schließend nach China überweist.
ï Die Bundesregierung hat im letzten Bun-
deshaushalt 74 neue Planstellen in den Mi-
nisterien geschaffen für Personen, die nichts 
anderes als Wahlkampf machen sollen. Das 
kostet den Steuerzahler jedes Jahr 6 Millio-
nen Euro. 3750 Familien müssen ein ganzes 
Jahr lang arbeiten, um das an Einkommen
steuer aufzubringen, was CDU/CSU und SPD 
für in ihren Ministerien beschäftigte Wahl-
kämpfer verplempert.

Immer mehr staatliche Umverteilung bringt 
nicht mehr soziale Gerechtigkeit. Das tritt an 
allen Ecken und Enden klar zutage. Die Kinder-
armut etwa hat sich seit 2004 in Deutschland 
verdoppelt. Nach zahlreichen Wirtschaftsins-
tituten hat nun auch die Bundesregierung 
ihre Wirtschaftsprognose für 2008 auf 1,9 
Prozent gesenkt. Zum Vergleich: Großbritan-
nien: 2,3 Prozent, Niederlande: 2,5 Prozent, Ös-
terreich: 2,5 Prozent, Schweden: 2,8 Prozent, 
Finnland: 3,0 Prozent. 

In dem einen Jahr mit besserer Konjunktur 
haben wir nichts aufgeholt, was wir in den 
Jahren zuvor verloren hatten. Wir sind sogar 

angesichts des stärkeren Wachstums dieser 
Nachbarn weiter zurückgefallen. 

Worüber wurde im vergangenen Jahr alles 
diskutiert? Über Ausschläge nach oben und 
nach unten. Über Heuschrecken auf der ei-
nen Seite und die sogenannte Unterschicht 
auf der anderen Seite. Die Politik redet über 
Extremfälle. Über die Ungewöhnlichkeiten 
wird gesprochen, über die „normalen“ Men-
schen nicht. Dabei ist es die Mitte, die unser 
Land trägt. 

Darunter verstehe ich die Menschen, die mor-
gens ihre Kinder versorgen und regelmäßig 
zur Arbeit gehen. Es sind die Mitbürger, die 
ihr Leben selbst in die Hand nehmen wollen 
– ohne Bevormundung durch den Staat; die-
jenigen, die täglich ihre Leistung an verschie-
densten Stellen tun, aber weniger Feed-Back 
erhalten. Die Menschen, die einsteigen wol-
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len, nicht aussteigen. Die Arbeit suchen, wenn 
sie keine Arbeit haben. Diese Mitbürger brau-
chen wieder mehr Beachtung. Ihnen macht 
es die Politik viel zu hªuĹg nicht leichter, son-
dern schwerer.

Es ist die vergessene Mitte, die nicht in den 
großen Schlagzeilen ist; es ist die verges-
sene Mitte, die keine Lobby hat, nicht zum 
demonstrieren auf die Straße geht und trotz-
dem Gehör braucht. 

Wenn die FDP nicht regiert, schrumpft die 
Mittelschicht - basierend auf den eingangs 
dargestellten Untersuchungsergebnissen ist 
diese Verbindung richtig; mehr liberale Politik 
tut dringend Not. Die Strategien hierzu sind 
vielfältig, das FDP-Deutschlandprogramm 
bietet eine Alternative zu den bisherigen 
Bekundungen der so genannten „Volks“-Par-
teien. 

Die FDP ist Anwalt der vergessenen Mitte. 
Die Mittelschicht fordert von der Politik keine 
staatlichen Wohlfühlprogramme. Sie erwartet 
keine Subventionen. Aber die Menschen er-
warten zu Recht, dass die Politik ihnen nicht 
andauernd Knüppel zwischen die Beine wirft. 
Die FDP will diese Mitte wieder ins Zentrum 
der politischen Diskussion in unserem Land 
rücken. Wir setzen uns für die ein, die die Ar-
beit machen, die getan werden muss um den 
Wohlstand zu erwirtschaften, der allen, auch 
denen, die nichts verdienern können, zugu-
te kommt.

Die Liberalen
Ihre Zukunft - FDP www.fdp-rems-murr.de

EINLADUNG
Steigende Energiekosten, Stromausfälle, Ressourcenknappheit, 
Zukunft der alternativen Energieformen und viele weitere energiepoliti-
sche Herausforderungen berühren Verbraucher wie Entscheider in der 
Wirtschaft wie (Kommunal-) Politik. 

Wie sicher ist die 
Energieversorgung in Zukunft?

– zwischen Versorgungssicherheit und Wettbewerbsrecht, 
Verbraucherschutz und Klimawandel – 

Es diskutieren: 

Thomas Mahlbacher
Geschäftsführer Stadtwerke Fellbach GmbH

Dr. Horst Mehrländer
Staatssekretär im Wirtschaftsministerium a.D. 

Prof. Dr. Wernhard Möschel, 
Universität Tübingen, ehem. Vorsitzender der 

Monopolkommission

Moderation und Einführung: 

Hartfrid Wolff 
Mitglied des Deutschen Bundestages

Es wird die Gelegenheit geben, mit diesen bekannten und 
ausgewiesenen Fachleuten zu diskutieren und ins Gespräch zu 
kommen. Wir freuen uns auf Ihr Kommen 

am Montag, 21. April 2008 
von 19.00 Uhr bis 21.00 Uhr

im Bürgerhaus Kelter in Winterbach

FDP Kreisverband Rems-Murr
FDP Ortsverband Schorndorf, Winterbach, Urbach

Energiekosten für Verbraucher 
und Unternehmen senken!
– stabile Preise schaffen, Staatsanteil reduzieren und Wettbewerb sichern -

Die Energiekosten belasten immer mehr die 
privaten Haushalte und sorgen neben der 
gehäuften Steuerlast für weitere Einschrän-
kungen im Geldbeutel der Verbraucher.
Die von Menschen am hªuĹgsten benutzten 
Energieformen sind Wärmeenergie und Elek-
trizität. Die menschlichen Bedürfnisse rich-
ten sich vor allem auf die Bereiche Heizung, 
Nahrungszubereitung und den Betrieb von 
Einrichtungen und Maschinen zur Lebens-
erleichterung. 
Hier an erster Stelle zu nennen der Mobili-
tätshelfer Nummer 1, das Kfz.

Die stetig steigenden Kosten für die aufge-
zählten Energieformen dürften von nieman-
dem unbemerkt geblieben sein. Selbst wenn 
man sich ausschließlich per pedes fortbe-
wegt und von dem alltäglichen „Preisschock“ 
an den Tankstellen verschont bleibt, so sind 
die drastischen Preissteigerungen für Heiz-
stoffe und Strom deutlich im Portemonnaie 
spürbar.
Deshalb ist es ein großes Anliegen der FDP 
dieser Energiekostenexplosion der letzten 
Jahre entgegen zu wirken. Der FDP-Partei-
vorsitzende Guido Westerwelle fordert des-




